
Die Landesregierung hatte in bei-
den Lesungen des Gesetzentwurfs
der LINKE-Fraktion zur Abschaffung
der sogenannten „politischen Be-
amten“ – die schon vor Erreichen
der Altersgrenze ohne Angabe von
Gründen in den vorzeitigen Ruhe-
stand mit entsprechenden Bezügen
geschickt werden können – ange-
kündigt, dass die CDU/SPD-Koaliti-
on die Frage der Abschaffung von
Doppelbezügen für Beamte als auch
die Reduzierung der Anzahl der poli-
tischen Beamten in Thüringen zur
Zeit im Finanz- bzw. Innenministeri-
um prüfen lässt. 

Auch mit Blick darauf stellte Knut
Korschewsky, Abgeordneter der LIN-
KE-Fraktion, in der Landtagsdebatte
fest, „dass Links mittlerweile doch
schon gewirkt hat, auch wenn bisher
die Debatte zu unserem Gesetzentwurf
nicht geführt worden ist…“ Mit der
„fehlenden Debatte“ kritisierte er die
Tatsache, dass die Landtagsmehrheit
den LINKE-Gesetzentwurf nach der er-
sten Lesung nicht in die Fachausschüs-
se überwiesen hatte. Auch ein erneu-
ter Antrag der LINKEN dazu scheiterte.
Der SPD-Redner sprach von bloßen
„Showeffekten“ und betonte, „es gibt
gute Gründe für den Status des politi-
schen Beamten. Durch ihn wird sicher-
gestellt, dass in Schlüsselpositionen
die Zahnräder zwischen Politik und
Verwaltung ineinander greifen. Durch
die politischen Beamten wird auch das
Handeln der Behörden demokratisch
legitimiert. Deshalb lehnen wir den

schon jetzt bei „normalen“ Versetzun-
gen während der Beamtenzeit eine be-
fristete Übernahme von Aufgaben zu-
lässig ist – anders als in dem LINKE-
Modell Modell, das sogar eine gesetzli-
che Regelung zur Befristung vorsieht.
Außerdem ist zur Begründung des „Ro-
tationsmodells“ auf die im Grundge-
setz verankerte „Fortentwicklungs-
klausel“ für den öffentlichen Dienst zu
verweisen, die solche neuen Modelle
ausdrücklich erlaubt. 

Die Stärkung der Beauftragten, wie
z.B. des Landesbehindertenbeauftrag-
ten oder der Landesgleichstellungsbe-
auftragten – gewählt vom Landtag und
als Anlauf- und Ombudsstelle mit star-
ken Befugnissen, wie einem Beanstan-
dungsrecht bei Feststellung von Ver-
stößen und Mängeln – wird von der
Landtagsmehrheit skeptisch gesehen.
Die LINKE ist aber der Meinung, dass
nur eine solche Stärkung der Beauf-
tragtenstellen deren wirksame Arbeit
auch im Sinne des praktischen Schut-
zes von Einwohnerrechten und -inter-
essen sicherstellen kann. Als reine
„Repräsentationsfunktionen“ werden
solche Beauftragten nicht gebraucht.
Die Staatssekretäre sollen nach An-
sicht der LINKEN wegen der Vergleich-
barkeit der Aufgaben auch formal in
die Landesregierung einbezogen wer-
den. 

LINKE streicht Möglichkeit 
der vorgezogenen Rente

Nach Ansicht der Linksfraktion ist es
aber entgegen der CDU-Auffassung
dann nicht notwendig, weitere Beam-
tenstellen in den Ministerien zu schaf-
fen. „Die Arbeit wird durch den forma-
len Zuordnungswechsel nicht mehr“,
wie Knut Korschewsky betonte. Der
Gesetzesvorschlag zur Abschaffung
des „politischen Beamten“ hat noch ei-
ne wichtige „Nebenwirkung“: Damit
entfällt auch die Möglichkeit, vorzeitig,
d.h. vor Erreichen der Altersgrenze,
schon mit Bezügen in den Ruhestand
zu gehen. Der LINKE-Entwurf streicht
diese Möglichkeit der „vorgezogenen
Rente“ für alle Mitglieder der Landes-
regierung, also auch die Minister. Gibt
es andere Bezüge – wie z.B. „Über-
gangsgeld“ – nach Ausscheiden aus
dem Amt, dann werden alle anderen
Einkünfte auf solche Leistungen aus
öffentlichen Kassen angerechnet. Wer
seinen Lebensunterhalt anderweitig
bestreiten kann, braucht keine Versor-
gungsbezüge aus öffentlichen Kassen.
Damit bewegt sich die LINKE auf der
Linie von Gerichtsentscheidungen, die
eindeutig ein Verbot der so genannten
„Doppelalimentierung“ festlegen. 

Der Themenvorstoß hat mit der Ab-
lehnung des Gesetzentwurfs durch die
Landtagsmehrheit aber nur ein vorläu-
figes Ende gefunden. Sollte die Koaliti-
on – wie angekündigt – nach ihrer Prü-
fung eigene Regelungsvorschläge ein-
bringen, wird dem die LINKE ihre in-
haltlichen Alternativen wieder entge-
genstellen.          

Sandra Steck

„Politische Beamte“
Die Thüringer Landesregierung wird aktiv - lehnt LINKE Alternativmodelle aber ab
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vorliegenden Gesetzentwurf ab“. Dem
ist entgegenzuhalten, dass alle Beam-
ten in ihrem Handeln demokratisch le-
gitimiert sein müssen, nicht nur die so
genannten „politischen Beamten“, und
dass alle Beamten durch Übergabe ei-
ner Ernennungsurkunde die Legitimati-
on für ihr (hoheitliches) Handeln erhal-
ten. Zur Begründung der weitreichen-
den LINKE-Position sagte Knut Kor-
schewsky: „Es gibt keinen sachlichen
Grund, der zwingend belegt, dass es
die politischen Beamten geben müss-
te. Hinzu kommt das Problem, dass es
in Thüringen in der Liste des § 48 Be-
amtengesetz Funktionen gibt, die nach
der oben zitierten Definition des Bun-
desverfassungsgerichts nicht dazu ge-
hören“ 

Abschaffung löst Problem 
der Früh- und Doppelversorgung

Hier sind vor allem die Behördenlei-
terstellen, wie z.B. der Präsident der
Landespolizeidirektion, zu nennen, für
die es nach Ansicht der LINKEN nach
demokratischen Prinzipien und dem
für das Behördenhandeln geltenden
Allgemeinwohlprinzip gerade keinen
personellen „Direktzugriff“ der Regie-
rungsebene geben darf

Als alternatives Modell sieht der LIN-
KE-Entwurf für bestimmte Stellen die
Vergabe an Lebenszeitbeamte vor, al-
lerdings auf eine bestimmte Zeit befri-
stet. Der Innenminister hatte bestrit-
ten, dass ein solches „Rotationsprin-
zip“ zulässig sei. Das entkräftete Knut
Korschewsky mit Verweis darauf, dass

„Einmalige Ermittlungsdichte gegen eine Landesregierung“ 

Christine Lieberknecht (CDU) im
freien Fall: Nahezu im Wochentakt
lähmen neue Skandale die von ihr
geführte CDU-SPD-Landesregierung
in Thüringen immer stärker. Dies-
mal ist ein früherer Staatskanzlei-
minister von Betrugs-Ermittlungen
betroffen. Besonders peinlich: es
geht wieder um den Vorwurf der
Selbstbedienungsmentalität von
Regierungsmitgliedern, erneut ist
das direkte Umfeld der Ministerprä-
sidentin betroffen. Die Linksfrakti-
on fordert Neuwahlen.

Die Staatsanwaltschaft Erfurt ermit-
telt demnach auch gegen Jürgen Schö-
ning wegen des Verdachts des Be-
trugs. Er soll zusätzlich zu seinem Mini-
stergehalt Pensionszahlungen als frü-
herer Beamter bezogen haben. Schö-
ning, vorher Direktor beim Landtag von
Schleswig-Holstein in Kiel, war im De-
zember 2009 von Lieberknecht als
Chef der Staatskanzlei und Minister für
Bundes- und Europaangelegenheiten
berufen worden. 

Entlassen wurde er bereits nach ei-
nem Jahr während eines Umbaus der
Landesregierung. Während seiner

Amtszeit bezog Schöning neben dem
Ministergehalt von 141.000 Euro auch
noch etwa 92.000 Euro an Pensions-
zahlungen. Das Land Thüringen hätte
sein Ministergehalt um die Pension
kürzen müssen. Unterschiedliche Dar-
stellungen gibt es derzeit noch zu der
Frage, ob Schöning die Thüringer Lan-
desfinanzdirektion über die Pensions-
zahlungen informiert hatte. Gegen eine
Rückzahlungsforderung von 2012 hat
Schöning geklagt.

Bodo Ramelow, Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE im Thüringer Land-
tag, hat angekündigt, die Personalfüh-
rung der Landesregierung zum Thema
im Parlament zu machen. „Die staats-
anwaltliche Ermittlungsdichte gegen
eine Landesregierung ist wohl
deutschlandweit einmalig“, kritisiert
Ramelow, der erneut eine Anfrage an

die Landesregierung gerichtet hat, um
das zunehmend dubioser wirkende
Zahlungsdickicht  und ein mutmaßli-
ches „Organisationsversagen“ aufzu-
klären. Gleichzeitig verweist der Frakti-
onsvorsitzende auf die Notwendigkeit
von Konsequenzen. 

„Diese Koalition ist am Ende, sie soll-
te sich endlich dazu bekennen“, betont
Ramelow. Er fordert Lieberknecht auf,
im Landtag die Vertrauensfrage zu
stellen und damit den Weg für Neu-
wahlen frei zu machen. Die „sofortige
Rückkehr zur Sacharbeit und zur Not
auch Neuwahlen“ legt auch der Bun-
desverband Mittelständische Wirt-
schaft der Landesregierung nahe.

Medienberichte verweisen darauf,
dass der Fall Schöning dem von Wirt-
schaftsminister Matthias Machnig
(SPD) ähnlich sei, der über Jahre hin-
weg neben seinem Ministergehalt Ru-
hestandsbezüge als früherer Staatsse-
kretär im Bundesumweltministerium
bezog. Wohl deshalb schweigen die
Sozialdemokraten zu dem neuen Skan-
dal.

Stefan Wogawa                                 

KURZ UND PRÄGNANT

Keine Reform ohne
Landesverwaltungsamt 

„Jede Behördenreform, die am
Landesverwaltungsamt spurlos
vorübergeht, bleibt Stückwerk“,
sagt Frank Kuschel, Sprecher für
Kommunalpolitik der Linksfrakti-
on, mit Blick auf Meldungen, wo-
nach sich die Landesregierung
vorerst davon verabschiedet ha-
be, das Landesverwaltungsamt
umfassend zu reformieren. Die
LINKE fordert seit langem eine Be-
hördenreform, gekoppelt an eine
Gebietsreform. Zentrale Riesen-
behörden sollen aufgelöst und die
Aufgaben auf die kommunale Ebe-
ne verlagert werden. Damit könn-
ten nicht nur Kosten eingespart
werden, sondern die Behörden-
mitarbeiter könnten die Probleme
vor Ort bearbeiten. Dies setzt
aber leistungsfähige kommunale
Strukturen voraus.

Die größte Baustelle einer sol-
chen Reform ist das Landesver-
waltungsamt. Es arbeitet intrans-
parent, bürgerfern und ist demo-
kratisch kaum kontrollierbar. Die-
se Monsterbehörde muss abge-
schafft werden, wie es auch die
Linksfraktion im Rahmen einer
umfassenden Funktional-, Verwal-
tungs- und Gebietsreform vor-
schlägt. Nach Einschätzung des
LINKE-Politikers habe sich die
Landesregierung bisher eine Re-
form vorbehalten, da die Stelle
des Behördenchefs seit mehr als
einem Jahr unbesetzt ist.          


